
 

Widerspruch / Ablehnungsbescheid 

Wenn ein Antrag auf (Schwer-)Behinderung bzw. auf Gleichstellung positiv beschieden wird, 

kann die gesundheitliche Einschränkung mit einer Kopie des Bescheids über den Dienstweg 

angezeigt werden. In diesem Falle ist es möglich, dass im Rahmen der Prävention Nachteils-

ausgleiche gewährt und Teilhabegespräche geführt werden. 

 

Sollte ein Antrag auf (Schwer-)Behinderung negativ beschieden worden sein, besteht die 

Möglichkeit, formlos Widerspruch einzulegen und Akteneinsicht zu beantragen. 

Die nachstehende Checkliste1 kann helfen zu prüfen, ob ein Widerspruch Aussicht auf Erfolg 

hat.  

 

Innerhalb der vorgegebenen Frist von vier Wochen schreibt der Antragsteller eine Begrün-

dung, aus der hervorgeht, inwiefern aus seiner Sicht die gesundheitlichen Einschränkungen 

nicht angemessen berücksichtigt wurden. Aus der Begründung sollte der Mehraufwand, um 

am Alltagsleben (auch: beruflicher Alltag) teilhaben zu können, deutlich werden. Wenn nicht 

alle behandelnden Ärzte angeschrieben wurden, so kann auch darauf verwiesen werden. 

 

Die Behörde, die den Feststellungsbescheid ausgestellt hat, ist zuständig und prüft den ange-

fochtenen Bescheid. Die Widerspruchsbegründung wird dabei berücksichtigt. Drei Fälle sind 

im Rahmen des Widerspruchsverfahren denkbar:  

- Ausstellung eines Abhilfebescheids (Widerspruch in vollem Umfang begründet) 

- Teilabhilfebescheid (Widerspruch zum Teil begründet) 

- Weiterleitung des Widerspruchs an die Fachaufsicht bei der Bezirksregierung Münster zur 

Überprüfung der Angelegenheit.  

 

 

 

1 Die Checkliste ist entnommen aus: Handreichungen für die Beratungstätigkeit der Schwerbehindertenvertretung sowie zur 
Information für schwerbehinderte Lehrkräfte, Personalräte, Schulleitungen, Dienstvorgesetzte, Beauftragte des Arbeitgebers 
und andere. Hg.: Arbeitsgemeinschaft von Schwerbehindertenvertretungen für Lehrkräfte im Land NRW. Stand: 01.06.2018, 
S. 15. 



 

Tritt der Fall ein, dass dem Widerspruch nicht stattgegeben wurde, und die Fachaufsicht die 

Angelegenheit überprüft, sind erneut drei Ergebnisse möglich:  

- Widerspruchsbescheid wird stattgegeben (keine Klage möglich) 

- Widerspruchsbescheid wird z. T. stattgegeben (Klage beim Sozialgericht möglich) 

- Widerspruchsbescheid wird abgelehnt (Klage beim Sozialgericht möglich) 

 

Die Fachaufsicht fordert den Antragsteller/die Antragstellerin auf, den Widerspruch zurück-

zunehmen.  

 

Wird der Widerspruch zurückgenommen, ist keine Klage vor dem Sozialgericht mehr möglich.  

Widerspruch und Klage können immer zurückgenommen werden.  

 

Als Verbandsmitglied können Sie zur Unterstützung 

Rechtsschutz beim PhV – Rechtsabteilung beantragen. 

 

Selbstverständlich kann bei Änderung der gesundheitlichen Verhältnisse jederzeit ein neuer 

Antrag auf Schwerbehinderung gestellt werden. 



 

 


